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VORWORT

Schon 1972 hatten die Internationale Union zur Erhaltung der Natur und der
Natllrlichen Hilfsquellen (IUCN) und der Italienische Alpenclub (CAI) be-

schlossen, unverzllglich die Problème der Alpenregion zu untersuchen.
Daraufhin setzten sie sich mit anderen, an diesen Problemen interessierten
Organisationen mit dem Ziel in Verbindung, gemeinsam ein internationales
Symposium liber die Zukunft der Alpen vorzubereiten.

Den Veranstaltern des Symposiums, der IUCN und dem CAI, standen dann der

WWF-International, die Internationale Alpenkommission (CIPRA), die Euregio
Alpina, die Union internationale des associations d’alpinisme (UIAA), der
WWF-Italien und das Internationale Filmfestival "Stadt Trient” helfend zur

Seite. Das Symposium selbst stand unter der Schirmherrschaft der UNESCO.
Mitarbeit wurde ausserdem seitens der Sekretariate des Europarates, der
UN-Wirtschaftskommission fllr Europa und von der Internationalen Federation
der Landsehaftsarchitekten (IFLA) geleistet.

Etwa 450 Teilnehmer aus Italien, Frankreich, der Schweiz, der Bundesrepublik
Deutschland, aus Osterreich und Jugoslawien fanden sich zu dieseîtt Symposium
ein. Darunter waren Wissenschaft1er, Planer, Juristen und, als Beobachter,
Regierungsvertreter der betroffenen Alpenlhnder.

Die Teilnehmer am Symposium wiesen auf die Bedeutung der Alpen als eine
Einheit in Europa hin und unterstrichen die Notwendigkeit, dass die Ent-

wicklung dieses Landschaftsgebietes auf bkologischer Basis durchgefllhrt
werden milsse, Sie machten umfassende Angaben liber die Folgen menschlicher

Eingriffe fllr die Biotope und Okosysteme und zeigten gebotene Massnahmen
zum Schütz der natllrlichen Umwelt auf.

Das Symposium fand vom 31. August bis 6. September 1974 im Palazzo della

Regione Trentino-Alto Adige in Trient statt. Die offiziellen Sprachen war-

en Franzdsisch, Deutsch und Italienisch.

Zu wissenschaftlichen Hauptberichten, die auf der Grundlage nationaler Aus-

arbeitungen aus den sechs Alpenlhndern erstelit worden waren, nahm das Sym-
posium Stellung. Diese Berichte hatten verschiedene Aspekte des gegenwSr-
tigen Standes des Natur- und Umweltschutzes im Alpengebiet sowie rechtliche
und verwaltungsmSssige Vorkehrungen zum Schütz der alpinen Umwelt zum

Inhalt.

Die im Aktionsplan zu berllcksichtigenden Gesichtspunkte waren in verschie-
denen Arbeitsgruppen konkretisiert worden, ehe sie vom Symposium in den
Plan aufgenommen wurden.

Im Ñamen der Organisationen, die das Symposium geftJrdert haben, weisen die

IUCN und der CAI die zustandigen Behbrden und interessierten Organisationen
nunmehr auf den Aktionsplan hin mit der nachdrllcklichen Bitte, die notwen-

digen Schritte zu unternehmen und die im Papier enthaltenen Empfehlungen
zu verwirklichen.
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PRAAMBEL

Ais europ'áisches Erbe bilden die Alpen eine natUrliche, geschichtliche,
kulturelle und soziale Einheit von lebenswichtiger Bedeutung. In alien

ihren Teilen haben sie eine entscheidende Rolle gespielt, indem sie die

grossen Strbmungen der Zivilisation trennten, umformten und verbanden.

Aber trotz der manchmal schwierigen Beziehungen und Verbindungen zwischen

den Vblkern und den politischen Systemen hat sich eine eigenstandige Al-

penkultur herausgebildet, und obgleich die Alpen nie eine politische Ein-

heit gekannt haben, lassen Lebensweise und Tatigkeiten ihrer BevOlkerungen
Eigenschaften von auffallender Áhnlichkeit erkennen.

Dieses Erbe befindet sich in Gefahr. Das 20. Jahrhundert hat die herkbmm-

lichen Bedttrfnisse, Sitten und Lebensweisen brutal verandert. Industriali-

sierung, Mechanisierung und Tourismus haben das soziale System beeinflusst

und die Mittel zur Veranderung der Natur vervielfacht. In den Alpen sind

diese Veranderungen besonders umfangreich und schwerwiegend. Das Gleich-

gewicht zwischen Mensch und der bisweilen rauhen Natur ist leichter zu

stbren als anderswo. Jeder unbedachte Eingriff in die Natur wendet sich

umgehend gegen den Menschen, ebenso wie jede tiefgreifende Veranderung der

menschlichen Lebensbedingungen auf die ihn umgebende Natur zurlickwirkt.

All diese Veranderungen haben neue Krafte auf den Plan gerufen, die sich

zum Teil innerhalb der alpinen Gemeinschaften selbst entwickeln und ver-

starken, zum Teil aber auch von aussen hereinwirken. Es ist vordringlich,
dass Valker und Regierungen die Funktionen und Werte der Alpen neu bewer-

ten und sich fUr Aktionen einsetzen, die den Gegebenheiten Rechnung tragen.

Das heute endende Symposium hat Erfahrung und Ergebnisse anderer, meist

auf Regierungsebene stattfindender Konferenzen, die sich bereits mit der

Problematik der Naturerhaltung befasst haben, verwertet. Zum ersten Mai

trafen sich Wissenschaft1er, Planer, Juristen und andere Persdnlichkeiten
aus nichtamtlichen Organisationen zu einer umfassenden Diskussion mit Poli-

tikern, Beamten und anderen Verantwortlichen, die sich taglich mit diesen

Themen befassen.

Der vorgelegte Aktionsplan ist als ein erster Schritt in Richtung auf eine

Ausarbeitung gemeinsamer Programme, die gemeinsam von den Alpenstaaten ver-

wirklicht werden sollen, anzusehen und wurde mit Blick auf dieses Vorhaben

konzipiert.
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PLANTING

1. Ftir die Erhaltung der Alpenwelt ist eine koordinierte, die Alpen als

tJkologische Einheit behandelnde Planung, Voraussetzung. Das erfor-
dert die Zusammenarbeit aller zustandigen BehOrden der beteiligten
Staaten.

2. Dementsprechend sind in jedem Staat Verfahren zu entwickeln, die es

ermUglichen, Plane fur das gesamte Alpengebiet auszuarbeiten und an-

zuwenden.

3. Es ist notwendig, alie Bevblkerungsschichten am Planungsprozess zu

beteiligen. Demzufolge ist eine durch geeignete Vertreter vermittelte

AnhOrung der ortsansassigen BevOlkerung vorzusehen.

4. Sowohl auf der Ebene der allgemeiner Richtplane als auch auf der Ebene
von Einzelplanen mtissen die Ukologischen Anforderungen der Gebiete

Grundlage jedes Planungsschrittes sein.

5. Eine Mitwirkung der sich mit der Bewaltigung der UmweItproblème be-
fassenden Fachleute in den mit der Planung beauftragten Gremien ist

sicherzustellen.

6. Entsprechend den Bodennutzungsbeschrankungen und im Hinblick auf die
der Gebirgswelt drohenden Gefahren mtissen vor Genehmigung jeder neuen

oder erweiternden Massnahme, die die Alpenlandschaft verandern kbnnte
- insbesondere vor umfangreichen Eingriffen - die Auswirkungen auf
die UmweIt bewertet werden. Die Ergebnisse dieser Prtifung sind dffent-
lich auszulegen. Die amtlichen, privaten und wissenschaftlichen Stel-
len mtissen zu den unterbreiteten Projekten und zu der Bewertung der

Auswirkungen dieser Projekte auf die Umwelt Stellung nehmen kUnnen.
Der Ükologe ist in gleicher Weise wie der Architelct, Soziologe oder

Geograph zu Rate zu ziehen. Es ist anzustreben, dass die nationalen
Natur- und Umweltschutzvereinigungen gegen die Genehmigung ungeeigne-
ter Projekte vorgehen kbnnen.

7. Die gegenwartige Situation der Alpengebiete sollte auf Karten in einem

thematischen Atlas dargestellt werden, der periodisch auf den neuesten

Stand zu bringen ist. Diese Karten sollten die grundlegenden Tatsach-

en aufzeigen, deren Kenntnis ftir jede Planung notwendig ist:

Eigenschaften der nattlrlichen Umwelt,*
— gefahrdete Zonen (durch Lawinen, Erosion, Erdrutsche,. Überschemm-

ungen);
bestehende und potentielle Okosysteme;

— Démographie und BevUlkerungsbewegungen, etc.
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Überdies sollte eine zusammenfassende Karte (ahnlich der beim Sympo-
sium vorgelegten) die Gebiete unterscheiden, welche:
— geschtitzt oder zu scnlitzen sind;

flir Land- unf Forstwirtschaft;
flir Erholungszwecke ;
flir andere Tatigkeiten oder zu Wohnzwecken oder flir Industriean-

siedlung,
bestimmt sind.

In bestimmten Zonen khnnen verschiedene Nutzungsfomen vorgesehen
werden. Besondere Institute, welche beraits auf diesem Gebiet arbei-

ten, ebenso der Europarat, kOnnten die Notierungen und Symbole verein-
heitlichen.

8. Bei jeder Planung muss man sich der Tatsache bewusst sein, dass die
Okonomischen Interessen, welche auf eine Nutzung der Bergwelt drangen,
vielfach von ausserhalb kommen; diese Interessen spiegeln die steig-
enden Bedlirfnisse von Personengruppen mit hohem Einkommen und hohem
Konsum wieder. Dementsprechend muss die Bergbevhlkerung prinzipiell
selbst in die Laga versetzt werden, ihr Erbe autonom zu verwalten, da
sie bes ter Garant flir eine umfassende Beachtung des natlir lichen und
kulturellen Gleichgawichts ist.

9. Dem alpinen Tourismus ist eine relative Prioritat einzuraumen, da er

a) der Natur der Sache nach eine alpine Aktivitat ist (Industrie
dagegen kann auch anderswo angesiedelt werden);

b) den Vorteil hat, zwei Saisons statt einer zu umfassen.

10. Desweiteren mlissen die Alpen als eines der bedeutendsten Erholungsge-
biete Europas erachtet werden. Die Planung ftir sie und ihre Gestaltung
mlissen daher sowohl diese Erholungsfunktion als auch die Bedlirfnisse
der ansassigen Bavülkerung berlicksichtigen.

11. Zwischen der Zabi der Touristen und jener der Einheimischen ist eine

gewisse Proportion zu wahren. Dementsprechend muss in den einzelnen
Touristenorten jeglicher Gigantismus, der grosse Infrastrukturprobleme
sowie massive Zuwanderung auswartiger Hilfskrafte nach sich zieht, ver-

mieden werden.

12. Bei der Fremdenverkehrsplanung ist in erster Linie auf die Erhaltung
der Werte der nattirlichen Umwelt sowie der kulturellen Gegebenheiten
zu achten. Erst in zweiter Linie sind die Bedlirfnisse der ortsansassi-

gen Bevblkerung und der traditionellen Wirtschaft, die gerechtfertigten
Erfordernisse des Fremdenverkehrs sowie die globale sozio-ükonomische
Rentabilitat zu berlicksichtigen.

13. Über Entwicklungsmassnahmen jeglicher Art - insbesondere liber solche
des Fremdenverkehrs - mlissen, wann immer mtfglich, Gremien entschei-

den, in denen die lokalen Gemeinden die Stimmenmehrheit auf sich ver-

einigen. Zumindest ist eine Kontrolle des von ausserhalb kommenden

Kapitalflusses und der privaten Investitionen durch hffentlich-recht-
liche Gremien vorzusehen.
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14. Entwicklungsmassnahmen - insbesonciere Wohn- und Hotelbauten - dllrfen
keine besonders umfangreichen Kosten fur Infrastruktureinrichtungen
zu Lasten der Gemeinden zur Folge haben. Neben einem interkommunalen

Finanzausgleich sind demzufolge kostendeckende Steuer-, Gebllhren- und

Beitragsleistungen fur bffentliche Dienste und Infrastrukturmassnahmen
vorzusehen.

15. FUr jede Massnahme zur Fdrderung des Tourismus ist eine detaillierte

Wirtschaftlichkeitsberechnung sowie ein Nachweis ihrer politischen
und finanziellen Tragbarkeit zu verlangen. Bis zu einer Gesamtplanungs-
erstellung (vor allem in der Übergangszeit) hat der Antragsteller ftir

jedes Vorhaben u.a. den Nachweis:
der Einhaltung der Belastbarkeitsgrenze;
der Nichtgefahrdung des Naturhaushaltes;
der VertrSglichkeit mit den sozio-bkonomischen Grenzen der jewei-
ligen Ortlichen Gemeinschaft,

zu erbringen.

16. Die Planung der Fremdenverkahrsentwicklung muss in geeignetem Ausmass

Bereiche vorsehen, die von Bebauung, Motorisierung und Mechanisierung
freizuhalten sind. Sofern den betroffenen O'rt lichen Gemeinschaf ten

aufgrund dieser Massnahmen oder der Unmbglichkeit einer bestimmten

Bodennutzung ein Schaden erwà'chst, ist ein Finanzausgleich oder eine

andere Zuwendung vorzusehen.

17. Der Errichtung von Zweitwohnungen, die von ihren AlleineigentUmern
nur wenige Tage im Jahr benutzt werden, sollte durch entsprechende
fiskalische Massnahmen und durch die Heranziehung der Eigenttlmer zur

Beitragsleistung für die durch den Bau verursachten Infrastrukturkosten

Einhalt geboten werden.

18. Zur Erleichterung der Zusammenarbeit sollte jedes Alpenland ein Infor-

mations- und Dokumentationszentrum einrichten, das sich mit allen, die

Alpenregionen betreffenden Problemen befasst.

19. Bei der Planung des Strassenverkehrs sollten stets die Alternativen

berUcksichtigt werden, die der Eisenbahnverkehr erhffnet. Auf jeden
Fall ist die Fortsetzung des Strassenbaues flîr den allgemeinen Verkehr

oberhalb der Siedlungsgrenze zu untarbinden.

20. Dem internationalen Verkehr sollte nur eine beschrMnkte Anzahl trans-

alpiner Verkehrsachsen fllr internationale Transporte zur Verfiigung
gestellt werden; nur fllr diese sind, sofern sie nic'ht zu einer Stür-

ung des Naturhaushalts fllhren, autobahnUhnliche Anlagen vertretbar.

21. Vor dem Bau neuer Strassen mtissen interdisziplinhre Untersuchungen
Uber die sozio-Okonomischen und ükologischen Auswirkungen durchgefllhrt
werden. Dem Ausbau bestehender Strassen ist Vorrang zu geben, der Bau

reiner Touristenstrassen zu unterbinden. Strassen, die zur Versorgung
industrieller Anlagen gebaut werden, dürfen in ihren Proportionen nicht

Uber diese Zweckbestimmung hinausgehen.
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22. Der Errichtung neuer Industrieanlagen mllssen bkologische Untersuchung-
en vorangehen. Besondere Àufmerksamkeit ist der Vermeidung jeglicher
Verschmutzung zu widmen.

23. Bei der Ansiedlung kunstgewerblicher Unternehmen und kleinerer bis

mittlerer Industrieanlagen sind solche zu bevorzugen, die die natlîr-

lichen Hilfsquellen des Standortes verwenden und die von den handwerk-
lichen und klinstlerischen FMhigkeiten der ansassigen Bevdlkerung
Gebrauch machen.

24. Zur FUrderung von Arbeitsmbglichkeiten flir die ortsanshssige Bevblker-

ung und um der Landflucht Einhalt zu gebieten, mllssen in den einzelnen
Gebieten Mbglichkeiten zur Ausbildung von Kraften geschaffen werden,
die geeignet sind, das Berufsbewusstsein der Bergbewohner zu starken
und neue Berufsmbglichkeiten zu schaffen.

25. Im Rahmen der Bebauungsplanung ist eine flir die betreffende Gegend
charakteristische Bauweise unter Verwendung entsprechender Materialien
zu fürdern, um harte Kontraste zur Alpenlandschaft und grobe Geschmacks-
fehler zu verhindern. Grundsatzlich sind Hochbauten und ândere Bauten

von Ubermassigem Umfang zu vermeiden und nur nach einer UberprUfung
der mbglichen Wohndichte und der Vereinbarkeit des Vorhabens mit der
Umwelt zuzulassen.

25. Die Renovierung alter Gebaude sowie die Erhaltung regionaltypischer
Gebaudegruppen, Dbrfer und Stadte sind zu fbrdern.

27. Diese Erhaltungsbestrebungen dlirfen kein Kindernis flir eine Verbesserung
der Lebensbedingungen im Gebaudeinneren sein.

28. Bei der Gewassernutzung zur Energiegewinnung ist ein ausgleichender
Kompromiss zwischen bkologischen und asthetischen Werten einerseits
und dem Energiebedarf andererseits zu suchen. Dies gilt vor allem
flir Wasserfalle und besonders eindrucksvolle Wildbache. Der biologische
Fortbestand des Okosystems muss unter allen Umstanden gewahrt bleiben.

29. Die gegenwartige Art der touristischen Erschliessung, die auf grosse
Konzentrationen ortsfester Anlagen in Verbindung mit Aufstiegshilfen
hinauslauft, ist zu unterbinden. Andernfalls wird die Umwelt des Hoch-

gebirges in der Tat unwiderruflich degradiert, das Vergnligen auf eine
monotone mechanische Ubung reduziert, damit der auf Wanderung, Alpinis-
mus und Kultur beruhende Tourismus abgewertet und letztlich nur priva-
ten Unternehmern, nicht jedoch der ortsanshssigen Bevdlkerung Gewinn
zuteil.

NUTZUNG DER NATÜRLICHEN HILFSQUELLEN

30. Aile Aktivitaten, die eine Nutzung der Naturgtiter mit sich bringen,
mllssen den Ukologischen Erfordernissen Rechnung tragen.
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31. Die Verwaltung der NaturgUter der Alpenregion muss in den Hdnden der

autochthonen BevUlkerung liegen, wobei diese sich ihrer internationalen

Verantwortung bewusst sein muss.

32. Besondere Aufmerksamkeit ist der Erhaltung des Bodens, der Wiederher-

stellung bereits geschadigter Natur und dem Lawinenschutz zu widmen.

33. Soweit mbglich, sind Bewirtschaftungsweisen zu wahlen, die eine viel-

faltige Nutzung des Raumes erlauben.

34. Trinkwasserquellen und die von den Gletschern gebildeten Wasserreserven

sind zu schutzen, um hochwertiges Trinkwasser in ausreichender Menge
zu garantieren. Die Wasserqualitat ist, gesetzlichen Bestimmungen ent-

sprechend, standig zu UberprUfen.

35. Besondere Massnahmen sind zu ergreifen, damit Land- und Forstwirtschaft
weiterhin eine wesentliche Rolle bei der Erhaltung jenes einmaligen .

kulturgepragten Okosystems der Alpen spielen und dazu beitragen kUnnen,
Naturkatastrophen zu vermeiden und eine ausreichende Versorgung mit

Qualitatsprodukten sicherzustellen.

36. Um geeignete Massnahmen fur eine rationelle AusUbung der Landwirtschaft
im Gebirge ergreifen zu kbnnen, bedarf es:

statistischer Daten Uber die im Verlauf der Zeit eintretenden

Anderungen der demographischen Strukturen, der Aufteilung des

Grund und Bodens und der Eignung der BOden (wobei schwergewichtig
die Uberalterung der Bevblkerung mit all ihren Konsequenzen zu

untersuchen ist);
wissenschaftlicher Untersuchungen Uber die 'dkologischen Verander-

ungen infolge Anderungen der Bodennutzung, Uber die Bewirtschaft-

ungsweisen und MUglichkeiten, Ertrage zu steigern.

37. Diese Massnahmen sollten einmal auf eine Verbesserung
der Lebensbedingungen in den landlichen Gemeinden;
der Flurbereinigungsmassnahmen;
der Energieversorgung und Verteilung der Wasservorrate;
des Wegenetzes, soweit es der Mobilitat der ansdssigen BevDlkerung
dient ;

des Wohnungsbaus sowie der Wohnbedingungen,
abzielen.

38. Zum anderen mUssten diese Massnahmen eine Verbesserung der finanziellen

Lage der Bergbauern - durch Pramienzahlungen, durch fiskalische Anreize

und durch Gewahrung von Darlehen fur Bauten, Flurbereinigungsmassnahmen,
Mechanisierung usw. sowie durch Einrichtung von Genossenschaften und.

Hilfe bei der Vermarktung der Produkte - zum Gegenstand haben.

39. Diese Massnahmen mUssen durch eine bessere Ausbildung sowohl allgemei-
ner als auch technische Art vervollstandigt werden. Es sind Informa-

tionskampagnen durchzufuhren, um Uber die besonderen Problème der

Bergbauern aufzuklaren und um ihren Beitrag zum nationalen Leben zu

verdeutlichen.
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40. Die gesetzgebenden Organe haben diesen Problemen besondere Aufmerksam-
keit zu schenken und dabei die Existenzbedingungen und besonderen

Wertvorstellungen der Bergbauern im Auge zu behalten. In den Fallen,
in denen Naturschutz oder andere Gemeinschaftsinteressen die Einstel-

lung landwirtschaftlicher Tatigkeiten erfordern, sind Entschadigungs-
leistungen zu erwagen.

41. Um Bestand sowie Ukologische Stabilitat der Walder zu erhalten und
ihre Wirtschaftlichkeit zu steigern, mtlssen die Gebirgswalder natur-

gemass bewirtschaftet warden. Ein vernllnftiges Gleichgewicht zwischen
Schutzfunktion und Produktion ist mit Rticksicht auf das Okosystem zu

garantieren.

42. In Schutzwaldern mit liberaltertem Bestand mllssen Massnahmen zu dessen

Verjtingung ergriffen werden.

43. Gebiete, die nattirlichen Gefahren wie Erosion und Lawinen ausgesetzt
sind, besonders die obéré Waldstufe einschliesslich des Bereichs auf-

gelassener Almen, sind, soweit mbglich, aufzuforsten.

44. Die Verwendung chemischer Produkte, Dtlngemittel, Pestizide und Herbi-
zide im Waldbau ist einer strikten Kontrolle zu unterwerfen.

45. Die Mechanisierung der Holzgewinnung muss den Belangen des Landschafts-
schutzes Rechnung tragen.

46. Infrastruktur und Ausrllstung zur Waldbrandbekampfung mtlssen verbessert
werden. Strafen ftlr Handlungen, die Waldbrande hervorrufen kdnnen,
sind zu verscharfen.

47. Ftlr eine rationelle Bewirtschaftung der Walder ist ein Strassennetz

notwendig. Gleiches gilt ftlr die Almwirtschaft und ftlr sonstige wirt-
schaftliche Aktivitaten in entlegenen Gebieten. Die hierfllr erforder-
lichen Strassen dtlrfen allerdings nur auf diese Zwecke ausgerichtet
sein, um naturschadigenden Touristenverkehr so zu varhindern. Die
Strassen sind unter m'dglichst geringer Beeintrachtigung des Okosystems
anzulegen.

48. Um Schaden ftlr das Okosystem zu vermeiden, dtlrfen Anlagen wie Strassen,
Skisportanlagen und elektrische Leitungen, den Wald nicht zerwtllckeln.

49. Es gilt, ein ausgewogenes Verhaltnis zwischen Wald- und Weideflachen
zur erhalten oder herzustellen.

50. Da wald- und sonstige landwirtschaftliche Nutzung oft unter tlbermassi-

gem Wildstand leiden, ist dessen HOhe auf Qkologischer Basis zu regeln.

51. Im Alpenraum werden nur in geringem Umfang standortfremde Tierarten
zur ertragreicheren Gestaltung der Jagd eingebtirgert. Der teilweise
zu hohe Bestand wird im wesentlichen von einheimischen Tierarten ge-
bildet. Der Bestand ist sc zu regeln, dass er etwas unterhalb der
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Aufnahmefahigkeit des betreffenden Gebietes liegt, das heisst, dass

der Jagd ein Abschussplan zugrundeliegen muss, der von einer vorheri-

gen Bewertung des gegenwartigen und mUglichen Standes flîr jeden Raum

ausgeht; diese Raume sind kleinzufassen.

52. Die Gesaratheit der Wildfauna - jagdbares-Wild eingeschlossen - ist als

gemeinsames Erbe zu betrachten und die Hege und Pflege sind diesem

Grundsatz entsprechend durchzuflihren.

SCHÜTZ DER NATUR UND IHRER S CHAT ZE

53. Wissenschaftliche Untersuchungen und eine ins Einzelne gehende Bestands-

aufnahme der Naturschatze mllssen die Grundlage fur die Erstellung von

Bodennutzungsplanen der weiter oben genannten Art bilden.

54. In den einzelnen Zonen muss die Einrichtung von Integralreservaten,
Nationalparken und anderen Naturreservaten vorgesehen werden.

55. Die gegenwartige Struktur der Parks berlicksichtigt nicht in ausreichen-

dem Masse die verschiedenen alpinen ükosysteme. Die Einrichtung weite-

rer Parks und Resérvate ist wünschenswert. Diese sollten auf der

Basis Ukologischer Untersuchungen und Bewertungen im Rahmen der Raum-

ordnung geschaffen werden.

56. Die fllr das Symposium erarbeitete Karte muss berichtigt und vervoll-

standigt werden, damit man sie fur die Einrichtung neuer Parks und

Resérvate heranziehen kann, wobei gleichzeitig entsprechende Ukologische
Untersuchungen durchzuführen sind. Bei der Ermittlung der zu schutzen-

den Zonen sind Voralpen und Alpenrand einzubeziehen.

57. Die alpinen Gebiete, die sich im Besitz der Uffentlichen Hand befinden,
mUssen fur unverkauflich erklart werden, um Spekulationen jeglicher
Art zu vermeiden und eine dem Allgemeininteresse gewidmete Naturzone

zu schaffen.

58. Weitergehende gesetzgeberische Massnahmen sind zu ergreifen. Vor al-

lem ist es wichtig, die Kompetenzen der fur die geschutzten Gebiete

und den Naturschutz zustandigen Behürden klar voneinander abzugrenzen
und die ihnen zur VerfUgung stehenden finanziellen Mittel zu erhbhen.

59. Die Lage der Nationalparks muss im Rahmen der allgemeinen Planung so

ausgewahlt werden, dass die Interessen der betroffenen BevOlkerung
berUcksichtigt bleiben. Die Bevülkerung soil an der Verwaltung besteh-

ender wie an der Ausweisung und Verwaltung neuer Parks teilnehmen. Bei

der Ausweisung eines Parks ist eine Einteilung in Zonen des Integral-
schutzes und in solche, in denen ausnahmsweise gewisse menschliche

Aktivitaten zulassig sind, vorzunehmen.
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60. Um die Verwaltung der Parks zu verbessern, ist eine grbssere Autonomie

wllnschenswert. Falls die zu geringe F lache eines Reservats keine ent-

sprechende Autonomie zulasst, muss die Verwaltung flexibel bleiben und

weitestgehend administrative Aufblahungen vermeiden.

61. Der Schütz darf sich nicht nur auf unbewohnte Gebiete beschranken.

62. Benachbarte Nationalparke sollten müglichst als Einheit behandelt wer-

den. Falls Parks verschiedener Lander aneinandergrenzen, sind inter-

nationale Vereinbarungen Uber eine gemeinsame Verwaltung zu treffen

oder zumindestens die die Parks betreffenden Bestimmungen einander

anzugleichen. Dies betrafe z.B. die Parks von Vanoise und Gran Para-

diso, die von Fusine und Triglav sowie den Schweizer- und den Stilfser-

joch-Nationalpark. Sofern es sich um in einem Land gelegene Parks mit

unterschiedlichen verwaltungsmassigen Zielsetzungen handelt, sind

ahnliche Ltîsungen zu suchen.

63. Die Arten mlissen zusammen mit ihrem Okosystem geschlitzt werden; sowohl
natUrliche als auch halbnattlrliche Okosysteme sind zu erhalten.

64. Schutzmassnahmen fllr Hecken,. Unterholz, Torfmoore und die Vegetation
der fliessenden und stehenden Gewasser sind ebenso wllnschenswert wie

der Schütz alternder Baume und bkologischer Nischen.

65. Grossbauten und Entwicklungsmassnahmen sollen weder Okosysteme zer-

stlickeln noch die Bewegungsfreiheit der Tiere einengen.

66. Besonderes Augenmerk ist dem Schütz der Grotten- und HOhlenbewohner,
besonders den Fledermausen zuzuwenden. Der Offentliche Zutritt zu

Grotten und Hbhlen muss Regelungen unterliegen.

67. Massnahmen wasserbaulicher oder sonstiger Art, die die Standortbeding-
ungen des Wassers verandern, dllrfen nicht ohne entsprechende Untersuch-

ungen und geeignete Vorkehrungen zum Schütz der Biozbnosen in Angriff
genommen werden.

68. Diejenigen Arten der Kulturpflanzen und diajenigen Zuchttierrassen,
deren Verwendung zurtickgeht, mtlssen ebenso wie die vom Aussterben be-

drohten wildlebenden Tier- und Pflanzenarten durch Schaffung von

Gen-Banken erhalten werden.

69. Das Sammeln von Pflanzen, Tieren, Mineralien und Fossilien muss gere-
gelt werden, ohne dadurch die MOglichkeit der Erfllllung gerechtferti-
ger Wissenschaftlicher und erzieherischer Aufgaben zu behindern.

70. Der Handel mit geschlitzten Arten und den aus ihnan hergestellten
Produkten sowie deren Ein- und Ausfuhr ist zu untersagen.

71. Herstellung, Verkauf und Verwendung giftiger Produkte mlissen geregelt
und auf das unbedingt erforderliche Mass beschrankt werden. Die Anwen-

dung von Gift im Kampf gegen Raubwild ist zu untersagen.
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72. Da die Raubwildarten grdsstenteils von Ausrottung bedroht sind, bedarf

es wirksamer Schutzmassnahmen zugunsten soxvohl der Raubtiere als auch

flir Raubvdgel.

73. Die Wieder- oder NeueinbUrgerung von Arten darf nur nach vorausgegang-
enen Untersuchungen und unter Kontrolle der Folgen vorgenommen werden.
Die EinfUhrung von Arten, die keine nattirlichen Feinde haben, ist zu

vermeiden.

74. Die interessierten Staaten haben wirksame Massnahmen zum Schütz der

Bhren zu treffen, um deren Aussterben zu vermeiden und um eine nattir-

gumasse Wiederbesiedlung des Alpenbogens mit Baren zu f'Ordern.

75. Der Handel mit Zugvdgeln und den aus ihnen hergestellten Produkten
sowie deren Ein- und Ausfuhr ist zu verbieten. Des weiteran ist der

Gebrauch von Lockvdgeln zu untersagen.

ANWENDUNG DES PLANES

76. Eine alie Ebenen umfassende Ausbildung sowie entsprechende Information

der Offentlichkeit in Fragen des Naturschutzes sind wesentlich ftir die

Verwirklichung der angefuhrten Massnahmen. Die zustandigen Behdrden

sind angehalten, die erforderlichen Massnahmen für eine alie Schulstu-
fen umfassende Ausbildung auf dem Gebiet des Naturschutzes und flir ein

Verstandnis der Interaktion aller Bestandteile der Okosysteme zu er-

greifen. Als Unterrichtsmittel in den Schulen im Bereich der Alpen
sind einheitliche Texte in der jewailigen Landessprache zur VerfUgung
zu stellen.

77. Eine verstarkte wissenschaftliche Erforschung der besonderen Problème

des Alpenraums in grossem Masstab ist ebenfalls erforderlich. Alie

zustandigen BehOrden und Stellen sollten deshalb geeignete Massnahmen

zur verstarkten UnterstUtzung der Forschung ergreifen. Eine Koordi-

nation auf internationaler Ebene kUnnte durch internationale Organi-
sationen, so durch die UNESCO, sichergestellt werden.

7S. Es mUssten bedeutende Anstrengungen unternommen werden, um eine Verein-

heitlichung der Nomenklaturen, einschliesslich einer Standardisierung
kartographischer Symbole sox^ie ein gemeinsames, den gesamten Aktions-

plan umfassendes Vorgehen zu erreichen.

79. Soweit irgend m'Oglich, sollten die Lander der Alpenregion ihre Normen,
Gesetze und Verwaltungsmassnahmen, soweit diese den Alpenraum betreffen,
einander angleichen. Darliber hinaus ware es wtlnschenswert, in gewissen
Fallen einen Finanzausgleich auf internationaler Ebene vorzusehen.

80. Dieser Aktionsplan erfordert eine enge Zusammenarbeit der Lander des

Alpenbogens. Alie Regierungen werden mit Nachdruck gebeten, mit ver-

einten Kraften zu seiner Verwirklichung beizutragen.
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81. Alie Alpenl'dnder sollten die ridtigen Massnahmen ergreifen, um sich

den bestehenden internatíonalen Konventionen zum Schütz der Natur-

sctíátze, insbesondere dera Übereinkommen von Washington líber den in-

ternationalen Handel mit gefahrdeten Arten freilebender Tiere und

Pflanzen, anzuschliessen.

82. Um den Aktionsplan zu verwirklichen, ist eine Zusammenarbeít aller

Bevdlkerungsteile notwendig . Die Arbeit auf Regierungsebene wtirde

durch eine Versthrkung der interpar lamentarischen Zusammenarbeit im

Rahmen eínes geeigneten europaischen Forums erleichtert werden. Des

weiteren bedarf es der Zusammenarbeit der verschiedenen, auf Regier-
ungsebene bestehenden interalpinen Organisationen.

83. Alie nichtbehdrdlichen nationalen Organisationen, die auf dem Gebiet

des Natur- und UmweItschutz arbeiten, sollten nationale Komitees

gründen, um zur Verwirklichung dieses Aktionsplans beizutragen. Die

Bemtlhungen der nationalen Komitees sollten auf internationaler Ebene

von der CIPRA koordiniert werden, und es sollten periodisch durch sie

vermittelte Beratungen stattfinden.

84. Damit dieses planmassíge Bemlihen nicht durch ein beschleunigtes Fort-

schreiten irrationaler Bebauung Uberholt und hinfallíg wird, mllsste,
mindestens ftlr die Dauer von zwei Jahre, folgende Regelung getroffen
werden:

a) Zeitweilige Untersagung weiterer Erschliessungsvorhaben im Aussen

bereich, handele es sich um die Errichtung hydroelektrischer
Anlagen, Bergbaumassnahmen oder infrastruktureller Eingriffe
ausserhalb st'ddtischer Siedlungen, mit Ausnahme jener, die den

traditionellen land-, forst- und weidewirtschaftlichen Erforder-

nissen entsprechen.
b) Gleíchzeitige FUrderung der Wiederherstellung dea unverrlickbaren

Erbes der Alpenwelt innerhalb und ausserhalb der Siedlùngsgebiete
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Das Symposium liber die Zukunft der Alpen hat - auf der Grundlage von An-

tragen, die die Teilnehmer in eigenem Ñamen oder im Mamen der von ihnen

vertretenen Organisationen vorgeschlagen haben - Fragen von generellem
Interesse flir die Alpenumwelt sowie spezielle Problème untersucht. Zum

letzten Komplex nimmt das Symposium wie folgt Stellung:

MOTION

Das Symposium liber die Zukunft der Alpen:

1. spricht den Wunsch aus, das Gesetz zur Grlindung des Nationalparks
"Dolomiti bellunesi" mbge umgehend verabschiedet werden und begrlindet
dies mit der Uberragenden Bedeutung, die diesem Gebiet wegen seiner

Schbnheit und Besonderheiten der Landschaft zukommt. Dieses Gebiet

vereinigt die charakteristischen Merkmale der Kalkalpen sowie der

slidbstlichen Dolomiten. Es beherbergt keine menschlichen Ansiedlung-
en. Der Schütz dieser Region liegt im sozio-bkonomischen Interesse

der benachbarten Bevblkerung. Des weiteren weist das Symposium auf

den glinstigen Umstand hin, dass die bffentliche Hand grosse Landstriche

besitzt und deshalb die ihr zur Verfligung stehenden administrativen

und technischen Mbglichkeiten flir dieses Projekt einsetzen kann.

2. stellt eine beangstigende Ausbreitung insbesondere der Verkehrswege
im gesamten Alpenraum fast und drtickt seine Beflirchtung aus, dass

eine solche Ausweitung im Hinblick auf die Rolle, die sie fUr Stadt-

und Industrieentwickiung spielt, soziale Schaden und Naturzerstbrungen
nach sich zieht, die schwerwiegender sein kbnnen ais jene, die von

Expansionen in anderen Gebieten verursacht wurden. Das Symposium
drlickt den Wunsch aus, dass die zustandigen Behbrden umgehend konkrete

und strenge Massnahmen ergreifen, urn die Entwicklung dieses Prozesses

zu kontrollieren.

3. beklagt die Fortsetzung des Vogelfangs mit Netzen in den Regionen
Lombardei und Friuli Venezia Giulia und spricht sich flir ein soforti-

ges Verbot aus, um die Zahl der flir viele Lander wichtigen Zugvogel-
arten zu erhalten.

4. beftirwortet das Verbot der Benutzung von Motorfahrzeugen abseits der

Strassen (in Waldern, auf Weiden und Feldern sowie in Gebieten des

ewigen Eises und auf Gletschern) wegen des Larms, den diese Fahrzeuge
verursachen, der Gefahr die die sie flir den Menschen darstellen, und

wegen der Schaden, die sie der Vegetationsdecke zufligen.

5. nimmt die fortgesetzte Errichtung mechanischer Aufstiegshilfen (Ski-

lifte, Schwebebahnen, etc.) sogar in hbheren Zonen und alpinen Gipfel-
lagen, die den Alpinismus als typische und traditionelle Sportart

beeintrachtigen, zur Kenntnis und hofft, dass den Bedingungen, die

diese Sportart verlangt, Rechnung getragen wird und dass die Alpen-
vereine vor Errichtung solcher Anlagen in noch unbertihrten Zonen kon-

sultiert werden.
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6. teilt die sorgenvollen Vorbehalte gegen die projektierte Autobahn

"Alemagna” durch die Dolomiten, die auf Grund ihres Natur- und Land-

schaftswertes eine Region von internationalem Interesse darstellen.

Unter Berticksichtigung der bkonomischen Zielsetzung dieses Vorhabens

weist das Symposium auf die Gefahren dieses Projekts hin: weitere

Zunahme der in der venezianischen Region ohnedies schon Ubermassigen
Verdichtung, ernste Umweltschaden in den Dolomitentalern (auf die die

betroffene Bevülkerung bereits hingewiesen hat), Veranderungen des

traditionellen Tourismus und Anwachsen der Spekulationen im Zusammen-

hang mit der zunehmenden Errichtung von Ferienwohnungen. Da eine

solche Infrastrukturmassnahme in keiner Weise den natUrlichen Gegeben-
heiten der betreffenden Gegend entspricht, weist das Symposium auf

die MtJglichkeit hin, die gleichen Ziele mit anderen Mitteln zu errei-

chen, etwa durch den Bau einer neuen Eisenbahnstrecke oder durch den

Ausbau der bestehenden Infrastruktur, besonders im Piave-Tal nbrdlich

von Belluno. Das Symposium hofft, dass die verantwortlichen Politiker

den Forderungen der Naturschutzvereinigungen der Bundesrepublik Deutsch-

land, Osterreichs und Italiens Rechnung tragen.



Die Internationale Union zur Erhaltung der Natur und der Natürlichen Hilfs-

quellen (IUCN - International Union for Conservation of Nature and Natural

Resources) ist eine unabhangige internationale Organisation. Sie wurde
1948 gegrUndet, und hat ihren Sitz in Morges, Schweiz. Sie ist eine Union

von souverSnen Staaten, staatlichen Stellen und privaten Vereinigungen,
deren Zieles ist, wissenschaftlich begrllndete Tatigkeiten zu veranlassen
und zu fOrdern, welche die stete Fortdauer der lebenden Welt der natürlichen

Urawelt des Menschen und ihrer Hilfsquellen, von denen alie lebenden Dinge
abhangen, nicht nur wegen ihres kulturellen oder wissenschaftlichen Wertes,
sondern auch um die langfristige wirtschaftliche und soziale Wohlfahrt des
Menschen zu sichern.

Dieses Ziel kann durch dynamische Naturschutzprogramme, die gezielt auf die

rationelle Nutzung der natürlichen Hilfsquellen, in Gebieten in welchen die

Flora und Fauna besonders wichtig sind, und wo die Landschaft besonders

schUn oder von historischer, kultureller oder wissenschaftlicher Bedeutung
ist, hinarbeiten. IUCN ist der Meinung, dass die Ziele, die sie sich ge-
steckt hat, am ehesten durch Zusammenarbeit mit anderen internationalen

Organisationen, wie UNESCO und FAO, erreicht werden kOnnen.

Der World Wildlife Fund (WWF) ist eine internationale gemeinnützige Organi-
sation, die sich der Erhaltung des natürlichen Lebens und der natürlichen

Gebiete widmet, indem er eine grosse Auswahl von diesbezüglichen Programmen
und Aktionen fOrdert. Der WWF wurde 1961 unter schweizerischem Recht ge-

grUndet und hat seinen Sitz ebenfalls in Morges.

Seit 1961 geniesst die IUCN ein symbiotisches Verhaltniss mit ihrer Schwes-

terorganisation, dem WWF, mit welchem sie, an Projekten von gegenseitigem
Interesse in der ganzen Welt nah zusammenarbeitet. IUCN und WWF führen die

verschiedenen Projekte, welche sie erarbeitet haben oder welche Ihnen

unterbreitet wurden, gemeinsam aus.

Die Projekte erstrecken sich Uber viele Gebiete: von Erziehung, oekologi-
schen Studien über die Erstellung und Verwaltung von Nationalparks und

Reservaten bis zu Notprogrammen für die Erhaltung von aussterbenden Tier-

und Pflanzenarten, sowie die FtJrderung von anderen wichtigen internationalen

Naturschutzorganisationen.

Die Finanzierung und die Publizitat des WWF wird hauptsachlich von den na-

tionalen Sektionen in verschiedenen Landern ausgeführt. Sein internationaler

Aufsichtsrat setzt sich aus prominenten Persünlichkeiten zusammen.



 


